
die LVA in Speyer die Renten der in ihrer Zuständigkeit wohnenden Rentner nach
dem Wohnsitzprinzip, vielfach ohne eindeutige Rechtsgrundlage. 76 Trotz dieser
Schwierigkeiten, in denen sich das Fehlen historisch gewachsener Infrastrukturen im
Land Rheinland-Pfalz widerspiegelt, zielten die Regelungsversuche im Nordteil der
französischen Zone aber auf langfristige Lösungen und hatten nicht den provisori¬
schen Charakter, den die Zweigstellenlösung im Bereich der Landesversicherungs¬
anstalten Baden und Württemberg aufwies. Im Aufbau der sozialpolitischen Verwal¬
tungsstrukturen verstärkte sich die schon Ende 1945 erkennbare Tendenz zur Zu¬
sammenfassung des Gebietes des späteren Landes Rheinland-Pfalz, während in
Baden und Württemberg die Bindungen der alten, zonenübergreifenden Länder
wieder intensiviert wurden. Im Gebiet von Rheinland-Pfalz war die Organisation der
Rentenleistungen 1945/46 einer der ersten Verwaltungsakte, der breite Bevölke¬
rungskreise mit der späteren territorialen Organisation unmittelbar in Berührung
brachte und insbesondere die Bevölkerung des hessen-nassauischen und oldenburgi-
schen Nordens auf die Pfalz verwies. Der Dualismus zwischen diesen beiden Lan¬
desteilen wurde eines der Kernprobleme bei der Bildung des Landes.

Politisch komplizierter wurden die Zonenprobleme in Württemberg, wo sie sich
mit parteipolitischen Gegensätzen verwoben. Clemens Moser (CDU) hatte sich im
Verlauf des Winters 1945/46 von einem Anhänger zu einem Gegner der Einheitsver¬
sicherung gewandelt und zog als Chef der Tübinger Arbeitsverwaltung nun gegen sie
zu Felde. Mit der Einrichtung der Tübinger Zweigstelle der Stuttgarter LVA im
Februar 1946 war der Anlaß gegeben, den Streit auf der personalpolitischen Ebene
auszutragen. Der Stuttgarter Landesvorsitzende der CDU und Wirtschaftsminister
Josef Andre (1879-1950), ehemaliger Reichstagsabgeordneter, Gewerkschaftler und
selbst 1928 bis 1933 Präsident der LVA Württemberg, hatte bereits 1945 bei Carlo
Schmid interveniert, um die geplante Tübinger Verwaltung zu einem Gegengewicht
gegen die von Wiesbaden bis hier mit SPD-Präsidenten besetzten Landesversiche¬
rungsanstalten der amerikanischen Zone zu machen. 77 Dem von Andre vorgeschla¬
genen Kandidaten gelang es zunächst auch, den Rückhalt der Tübinger Militärregie¬
rung zu erhalten. 78 Daraus entwickelte sich ein von beiden Seiten mit zunehmender
Erbitterung geführter Kampfmit dem Präsidenten der LVA Württemberg, Christian
Härle (1894-1950), später SPD-Abgeordneter in der Stuttgarter Beratenden Landes¬
versammlung und dem Landtag. Offenbar war Härle über die neuere Entwicklung in
der französischen Zone nur ungenügend informiert, da er vermutete, in Tübingen
solle unter kommunistischer französischer Mitwirkung eine Anstalt nach dem Vor¬
bild der Versicherungsanstalt Berlin entstehen. 79 Der monatelange Streit spielte mög¬
licherweise auch mit bei der in der Frage der LVA-Zweigstellen unklaren Formulie¬

76 WieAnm.73.
So Andre am 27. 12. 1945 an Carlo Schmid als Vorsitzenden des Tübinger Staatssekretariats
mit der Forderung, in der geplanten Verwaltung nicht wieder einen SPD-Mann zum Zuge
kommen zu lassen; StA SIG Wü 180/441.

78 Vermerk vom 23. 1. 1946; ebd.
Korrespondenz, Aktenvermerke und Protokolle in StA SIG Wü 180/463. Vgl. auch Tätig¬
keitsbericht der Landesdirektion für Arbeit, März 1946, ebd. 394.
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